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nacbhaltig in die Handlungsfreiheit des Spielers ein und hält vor
Axt. 27 Abs. 2 ZGB nicht stand. Die Boykottdrohung und der
Boykott erfüllen die objektiven Tatbestandsmerkmale der Nöti
gung (Art. 181StGB).JS>

Der Autor hat die Genugtuung, daß das Bundesgericht in
einem neuen Entscheid (vom 15. Juni 1976 in Sachen Perroud
gegen FC Servette) seinen Auffassungen grundsätzlich gefolgt
ist. Die Reaktion des Schweiz. Fußballverbands bleibt mit Inter
esse abzuwarten. Dr. Heinz Aeppli, Zürich

Schwark, Eberhard: Börsengesetz. Kommentar zum Bör
sengesetz, zu den börsenXechtlichen Nebenbestimmungen und den
Insider-Richtlinien. XXIV, 648 S. (München 1976. Beck.) Geb.
DM 125.—.

Der Band enthält eine umfassendeund sorgfältige Kommen
tierung des deutschen Börsengesetzes, unter Berücksichtigung
der Änderungen vom 28.4.1975. Besonders wertvoll ist sodann
die erstmalige Kommentierung der auf der Grundlage der Frei
willigkeit basierenden deutschen Insiderhandels-Richtlinien so
wie der Händler- und Berater-Regeln. Ein umfassender Textan
hang und der Abdruck weiterer Nebenbestinunungen im Kom
mentarteil runden das Werk ab.

Für den schweizerischen Leser besonders wertvoll sind;die
fundierteneinleitenden Übersichten sowohl zumBörsengesetz wie
auch zu den Insider-Richtlinien, femer die Auseinandersetzung
mit den theoretischen Grundlagen an zahlreichen Stellen der
Kommentierung.

Kommentarund Text sind auf Anfang 1976 ä jour geführt.
Erwähnt sei noch, daß inzwischen die Insiderregeln durch Be
stimmungen für Banken, ihre Organe und Angestellten ergänzt
worden sind. Prof. Peter Forstmoser, BenglenlZürich

Mitteilungen

Kantonale Gesetzgebung; Zivilprozeßrecht

1. Eine Ändemng der waadtländischen ZPO vom 10. Sep
tember 1975 regelt dieKompetenzen innerhalb des Tribimal can-
tonal bezüglich der in Art. 3 des Konkordats über die Schiedsge-
richtsbarkeit vorgesehenen Funktionen (vgl. SJZ 1976, 257 Anm.
52a), sowiedas darauf bezügliche Verfahren.

2. Im Herbst 1975 ist eine Novelle zur Genfer Zivilprozeß
ordnung in Kraft getreten. Sie betrifft insbesondere die Zustel
lungen, das Sühnverfahren, den Zeugenbeweis und den Ehe
prozeß.

3. Der Große Rat des Kantons Bern hat am 12.November
1975 eine Teilrevision der Zivilprozeßordnung verabschiedet.
Diese befaßtsichmit der Weiterziehbarkeit der im summarischen
Verfahren zu erledigenden Schuldbetreibungs- und Konkurs
sachen und der Fälle richterlicher Erstreckung eines Miet- oder
Pachtverhältnisses. Femer weist sieKlagen auf Feststellung, daß
ein Gemeinschuldner zu neuem Vermögen gekommen sei, der
Kompetenz des Gerichtspräsidenten zu. Schließlich ermöglicht
sie denVerzicht auf einen Aussöhnungsversuch imEhescheidungs
und Ehetrennungsverfahren, wenn die Parteien eine schriftliche
Vereinbarung über die Nebenfolgen der Scheidung oder Tren
nung abgeschlossen haben. Nach unbenütztem Ablauf der Refe
rendumsfrist ist die C^setzesänderung vom Regierungsrat auf den
1.April 1976 in Kraft gesetzt worden.

4. Am 21.März 1976 wurde von den Stimmberechtigten des
Kantons Graubünden eine Teilrevision der Zivilprozeßordnung
gutgeheißen, dieam1.Juh 1976 in Kraftgetreten ist.

Es geht dabei einmal um die Anpassung des kantonalen
Rechts an die Vorschriften des Bundesfür die Beurteilung von

Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis durch Erhöhung der
Einzelrichterkompetenz im beschleunigten Verfahren auf 5000
Franken (vgl. Art. 343 Abs. 2 OR). Gleichzeitig werden die irri
gen für die Zuständigkeit der Einzelrichter, (Jerichtsausschüsse
und Bezirksgerichte maßgebenden Streitwertgrenzen erhöht. Be
achtlich ist die Aufhebung von Art.265 Abs. 2 ZPO, welcher es
ermöglichte, der Rechtsöffnungsbeschwerde aufschiebende Wir
kung zu verleihen. Damit soll der Gefahr vorgebeugt werden, daß
Rechtsunkundige im Vertrauen auf diese Bestimmung die Frist
für die Aberkennungsklage verpassen (vgl. dazu BGE 94 I 373,
100 III 77).

Eine Totakevisionder ZPO soll im Anschlußan die Revision
derGerichtsorganisation in Angriff genommen werden.

5. Am 13. Juni 1976 haben die Stimmberechtigten des Kan
tons Zürich die beiden total revidierten Rechtspflegegesetze (Ge
richtsverfassungsgesetz und Zivilprozeßordnung) gutgeheißen.
Die beiden Gesetzesvorlagen sind das Ergebnis langjähriger Vor
bereitungsarbeit, verbunden mit zahlreichen Vemehmlassungen
aus allen Kreisen der Rechtspflege. Am hergebrachten zürche-
rischen Verfahrensgang (Beweisabnahme nach Schluß derPartei
vorträge, die auch bereits Rechtserörterungen enthalten), ist
nicht gerüttelt worden. Die etwas weitschweifige und nicht im
merleicht verständliche ZPOvon1913 wurdeindessen stark«ent
schlackte undvon einigen überflüssigen Hemmnissen befreit

Wesentliche Reformpunkte sind: Weglassung sämtlicher be
reits vom Bundesrecht geregelten Gegenstände; Erleichterung
des Parteiwechsels; Ausbau der richterlichen Fragepflicht; Er
leichterung der Klageänderung; Einführung der Prozeßverwei
sung; erhöhtes Gewicht der Referentenaudienz; Pflicht des Ge
richtes zum Erlaß des Beweisauflagebeschlusses, soweit die Par
teien nicht erklären, bereits sämtliche Beweismittel bezeichnet zu
haben; Einführung der Beweisaussage; Pflicht der Parteien und
Dritter zur Duldung und Mitwirkung bei den zur Abklärung der
Abstammung erforderlichen Untersuchungen; Lösung der Edi
tionspflicht Dritter im Prozeß von den Bestimmungen des Privat
rechtes durch Angleichung an die Zeugnispflicht; materielle
Rechtskraft von Entscheidungen im summarischen Verfahren
auch für ein späteres ordentliches Verfahren; Vereinigung des
nichtstreitigen mit dem summarischen Verfahren; Vereinfachung
der Berufung, der Nichtigkeitsbeschwerde imd der Revision;
Suspensiveffekt des Rekurses; Möglichkeit, daß einzelne er
richte ihreEntscheidungen nur noch auf Wunsch einer oder bei
der Parteien begründen.

Der Regierungsrat hat das (Jesetz auf den I.Januar1977 in
Kraft gesetzt. Die Vorschriften der alten Zivilprozeßordnung über
das Baueinspracheverfahren bleiben jedoch bestehen, bis der Ab
schnitt über das Rechtsmittelverfahren des neuen Planungs- und
Baugesetzes vom 7.September 1975 im Sinne des vorgesehenen
stufenweisen Vorgehens in Kraft treten wird.

Bundesgesetzgebung

Faszikel Nr. 35 der Amtlichen Sammlung der eidgenössi
schen Gesetze vom 6.9.1976 enthält das BG über diepolitischen
Rechte der Auslandschweizer und die dazugehörige Verordnung.
Nach dem Gesetz sind Auslandschweizer berechtigt, an den eid
genössischen Wahlen und Abstimmungen teilzunehmen sowie
eidgenössische Initiativ- und Referendumsbegehren zu unter
zeichnen. Die politischen Rechte können nur in derSchweiz aus
geübt werden. —BG und VO werden auf den 1.1.1977 inKraft
gesetzt.

DasBundesblatt Nr.37vom 20.9.1976 enthält die Botschaft
über die neimte Revision der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung und eine weitere Botschaft zu einem BG über die Unfallver
sicherung.


